887 Ausgabe A 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 102 Ausgegeben Danzig, den 31. Dezember 1934 


334 Verordnung 
betreffend Einführung eines Bewertungsgeſetzes. 
Vom 27. Dezember 1934. 


Gemäß $ 1 Ziffer 53 Buchſt. m und § 2 Buchſt. a und d des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Es wird folgendes Bewertungsgeſetz erlaſſen: 

Bewertungsgeſetz. 
Erſter Teil 
Allgemeine Bewertungsvorſchriften 
8 1 
Geltungsbereich 

Die allgemeinen Bewertungsvorſchriften (58 2 bis 17) gelten für die Steuern der Freien Stadt 
Danzig, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts, 
ſoweit ſich nicht aus den einzelnen Steuergeſetzen oder aus dem Zweiten Teil dieſes Geſetzes etwas 
anderes ergibt. 

8 2 
Wirtſchaftliche Einheit 

(1) Jede wirtſchaftliche Einheit iſt für ſich zu bewerten. Ihr Wert iſt im ganzen feſtzuſtellen. 
Was als wirtſchaftliche Einheit zu gelten hat, iſt nach den Anſchauungen des Verkehrs zu entſcheiden. 
Die örtliche Gewohnheit, die tatſächliche Übung, die Zweckbeſtimmung und die wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammengehörigkeit der einzelnen Wirtſchaftsgüter ſind zu berückſichtigen. 5 

(2) Mehrere Wirtſchaftsgüter kommen als wirtſchaftliche Einheit nur inſoweit in Betracht, als ſie 
demſelben Eigentümer gehören. - 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten nicht, ſoweit eine Bewertung der einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter vorgeſchrieben iſt. 

(q) Die Zurechnung mehrerer Wirtſchaftsgüter zu einer wirtſchaftlichen Einheit wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß die Wirtſchaftsgüter 

1. zum Teil dem einen, zum Teil dem anderen Ehegatten gehören, wenn das Vermögen der Ehe⸗ 
gatten zuſammenzurechnen iſt ($ 62 Abſ. 1); 

2. zum Teil zu Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, zum Teil dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten gehören, wenn das Geſamtgut dem Vermögen des überlebenden Ehegatten zuzu⸗ 
rechnen iſt. 

8 3 
Wertermittlung bei mehreren Beteiligten 
Steht ein Wirtſchaftsgut mehreren Perſonen zu, ſo iſt ſein Wert im ganzen zu ermitteln. Der 
Wert iſt auf die Beteiligten nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu verteilen, ſoweit nicht nach dem maß⸗ 
gebenden Steuergeſetz die Gemeinſchaft ſelbſtändig ſteuerpflichtig iſt. 


N 8 4 
Aufſchiebend bedingter Erwerb 


Wirtſchaftsgüter, deren Erwerb vom Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängt, werden erſt 
berückſichtigt, wenn die Bedingung eingetreten iſt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 1. 1935.) 
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ee, 8 8 
Auflöſend bedingter Erwerb 

(1) Wirtſchaftsgüter, die unter einer auflöſenden Bedingung erworben ſind, werden wie unbedingt 
erworbene behandelt. Die Vorſchriften über die Berechnung des Kapitalwerts der Nutzungen von 
unbeſtimmter Dauer ($ 15 Abi. 2 und 3, § 16, $ 17 Abi. 3) bleiben unberührt. 

(2) Tritt die Bedingung ein, ſo iſt die Feſtſetzung der nicht laufend veranlagten Steuern auf An⸗ 
trag nach dem tatſächlichen Wert des Erwerbs zu berichtigen. Der Antrag iſt bis zum Ablauf des Jahrs 
zu ſtellen, das auf den Eintritt der Bedingung folgt. Die Antragsfriſt iſt eine Ausſchlußfriſt. 
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Aufſchiebend bedingte Laſten 
(1) Laſten, deren Entſtehung vom Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängt, werden nicht 
berückſichtigt. 
(2) Für den Fall des Eintritts der Bedingung gilt § 5 Abſ. 2 entſprechend. 


8 7 
Auflöſend bedingte Laſten 
(1) Laſten, deren Fortdauer auflöſend bedingt iſt, werden, ſoweit nicht ihr Kapitalwert nach 
§ 15 Abi. 2 und 3, § 16, $ 17 Abſ. 3 zu berechnen iſt, wie unbedingte abgezogen. 
(2) Tritt die Bedingung ein, ſo iſt die Feſtſetzung der nicht laufend veranlagten Steuern ent⸗ 
ſprechend zu berichtigen. 
8 8 
Befriſtung auf einen unbeſtimmten Zeitpunkt 
Die SS 4 bis 7 gelten auch, wenn der Erwerb des Wirtſchaftsguts oder die Entſtehung oder der 
Wegfall der Laſt von einem Ereignis abhängt, bei dem nur der Zeitpunkt ungewiß iſt. 


8 9 
Verfügungsbeſchränkungen 

Bei der Bewertung werden nicht berückſichtigt: 

1. Beſchränkungen, denen ein Steuerpflichtiger in ſeiner Eigenſchaft als Vorerbe und nach Aus⸗ 
händigung des Vermächtniſſes als Vorvermächtnisnehmer unterliegt; 

2. Beſchränkungen, denen ein Steuerpflichtiger in ſeiner Eigenſchaft als Inhaber eines Fidei⸗ 
kommiſſes, Lehens oder Stammguts, eines Hausguts oder eines ſonſtigen gebundenen Ver⸗ 
mögens unterliegt. 

8 10 
Bewertungsgrundſatz, gemeiner Wert 

(1) Bei Bewertungen iſt, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, der gemeine Wert zugrunde zu 
legen. 

(2) Der gemeine Wert wird durch den Preis beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach 
der Beſchaffenheit des Wirtſchaftsguts bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. Dabei ſind alle Um⸗ 
ſtände, die den Preis beeinfluſſen, zu berückſichtigen. Ungewöhnliche oder perſönliche Verhältniſſe ſind 
nicht zu berückſichtigen. 

(3) Als perſönliche Verhältniſſe ſind auch Verfügungsbeſchränkungen anzuſehen, die in der Perſon 
des Steuerpflichtigen oder eines Rechtsvorgängers begründet ſind. Das gilt insbeſondere für Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen, die auf letztwilligen Anordnungen beruhen. 


8 11 
Mit Grundbeſitz verbundene Rechte, Beſtandteile und Zubehör 

(1) Bei Grundbeſitz erſtreckt ſich die Bewertung auf die Rechte und Nutzungen, die mit dem Grund⸗ 
beſitz als ſolchem verbunden ſind. Rechte, die den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grund⸗ 
ſtücke unterliegen (grundſtücksgleiche Rechte), werden ſelbſtändig wie Grundbeſitz behandelt. 

(2) Wird bei Bewertung von inländiſchem Grundbeſitz als ſolchem der gemeine Wert (§ 10) zu⸗ 
grunde gelegt, ſo ſind die Beſtandteile einzubeziehen. Das Zubehör iſt außer Betracht zu laſſen. Ma⸗ 
ſchinen und ſonſtige Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören, ſind nicht zu be⸗ 
rückſichtigen, auch wenn fie weſentliche Beſtandteile des Grund beſitzes find. 
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(3) Bei der Bewertung von ausländiſchem Grundbeſitz als ſolchem iſt neben den Beſtandteilen auch 
das Zubehör zu berückſichtigen. Zahlungsmittel, Geldforderungen, Wertpapiere und Geldſchulden ſind 
nicht einzubeziehen. 8 a 
N 8 12 
Begriff des Teilwerts 
Wirtſchaftsgüter, die einem Unternehmen dienen, ſind in der Regel mit dem Teilwert anzuſetzen. 
Teilwert iſt der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Unternehmens im Rahmen des Geſamtkauf⸗ 
preiſes für das einzelne Wirtſchaftsgut anſetzen würde. Dabei iſt davon auszugehen, daß der Erwerber 
das Unternehmen fortführt. 
§ 13 


Wertpapiere und Anteile 


(1) Wertpapiere, die im Inland einen Kurswert haben, ſind mit dem Kurswert, Forderungen, die 
in das Schuldbuch einer öffentlichen Körperſchaft eingetragen ſind, mit dem Kurswert der entſpre⸗ 
chenden Schuldverſchreibungen der öffentlichen Körperſchaft anzufegen. 

(2) Für Aktien, für Kuxe und ſonſtige Anteile an Bergwerksgeſellſchaften, für Anteile an Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung und für Genußſcheine kann, ſoweit ſie im Inland keinen Kurswert 
haben, der Senat die Bewertung nach ausländiſchen Kurswerten anordnen. Soweit dies nicht geſchieht, 
iſt der gemeine Wert (§ 10) maßgebend. Läßt ſich der gemeine Wert aus Verkäufen nicht ableiten, fo iſt 
er unter Berückſichtigung des Geſamtvermögens und der Ertragsausſichten der Geſellſchaft zu ſchätzen. 

(3) Iſt der gemeine Wert einer Anzahl von Anteilen an einer Geſellſchaft, die einer Perſon ge⸗ 
hören, infolge beſonderer Umſtände (3. B. weil die Höhe der Beteiligung die Beherrſchung der Geſell⸗ 
ſchaft ermöglicht) höher als der Wert, der ſich auf Grund der Kurswerte (Abſ. 1) oder der gemeinen 
Werte (Abſ. 2) für die einzelnen Anteile insgeſamt ergibt, ſo iſt der gemeine Wert der Beteiligung 
maßgebend. 

Ss 14 
Kapitalforderungen und Schulden 


(1) Kapitalforderungen, die nicht im § 13 bezeichnet ſind, und Schulden ſind mit dem Nennwert 
anzuſetzen, wenn nicht beſondere Umſtände einen höheren oder geringeren Wert begründen. 

(2) Forderungen, die uneinbringlich ſind, bleiben außer Anſatz. 

(3) Der Wert unverzinslicher befriſteter Forderungen oder Schulden iſt der Betrag, der nach Ab- 
zug von Jahreszinſen in Höhe von 4 vom Hundert des Nennwerts bis zur Fälligkeit verbleibt. 

(4) Noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens⸗, Kapital⸗ oder Rentenverſicherungen werden mit 
zwei Dritteln der eingezahlten Prämien oder Kapitalbeiträge bewertet. Weiſt der Steuerpflichtige den 
Rückkaufswert nach, ſo iſt dieſer maßgebend. Rückkaufswert iſt der Betrag, zu dem das Verſicherungs⸗ 
unternehmen nach ſeiner Satzung oder nach den Verſicherungsbedingungen den Verſicherungsſchein zu⸗ 
rüdtaufen würde. 

8 15 5 
Kapitalwert von wiederkehrenden Nutzungen und Leiſtungen 

(1) Der Geſamtwert von Nutzungen oder Leiſtungen, die auf beſtimmte Zeit beſchränkt ſind, iſt 
die Summe der einzelnen Jahreswerte abzüglich der Zwiſchenzinſen unter Berückſichtigung von Zinſes⸗ 
zinſen. Dabei iſt von einem Zinsſatz in Höhe von 4 vom Hundert auszugehen. Der Geſamtwert darf 
das Fünfundzwanzigfache des Jahreswerts nicht überſteigen. Iſt die Dauer des Rechts außerdem durch 
das Leben einer oder mehrerer Perſonen bedingt, jo darf der nach § 16 zu berechnende Kapitalwert nicht 
überſchritten werden. 

(2) Immerwährende Nutzungen oder Leiſtungen ſind mit dem Fünfundzwanzigfachen des Jahres⸗ 
werts, Nutzungen oder Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer vorbehaltlich des $ 16 mit dem 1 
halbfachen des Jahreswerts zu bewerten. z 

(3) Iſt der gemeine Wert der geſamten Nutzungen oder Leitungen badet geringer oder 
höher, jo iſt der nachgewieſene gemeine Wert N zu legen. 


R 16 
Kapitalwert von lebenslänglichen Nutzungen und Leiſtungen 


(1) Der Wert von Renten und anderen auf die Lebenszeit einer Perſon beſchränkten 8 
und Leiſtungen beſtimmt ſich nach dem Lebensalter dieſer Perſon. 
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(2) Als Wert wird angenommen bei einem Alter 
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(3) Hat eine nach Abſ. 2 bewertete Nutzung oder Leiſtung im Fall der 
Ziffer 1 nicht mehr als 11 Jahre, 
» 2 und 3 „ „ „ 10 2339 


» 4 7 7 57 9 BE} 
„ 5 7 „ * 8 5 
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beſtanden und beruht der Wegfall auf dem Tod des Berechtigten, fo iſt die Feſtſetzung der nicht lau⸗ 
fend veranlagten Steuern auf Antrag nach der wirklichen Dauer der Nutzung oder Leiſtung zu berich⸗ 
tigen. $S 5 Abſ. 2 Sätze 2 und 3 gelten entſprechend. Iſt eine Laſt weggefallen, jo bedarf die Be⸗ 
richtigung keines Antrags. 

(4) Hängt die Dauer der Nutzung oder Leiſtung von der Lebenszeit mehrerer Perſonen ab, ſo iſt 
das Lebensalter des Jüngſten maßgebend, wenn das Recht mit dem Tod des zuletzt Sterbenden er⸗ 
liſcht, und das Lebensalter des Alteſten maßgebend, wenn das Recht mit dem Tod des zuerſt Ster⸗ 

benden erliſcht. 
5 (5) Sit der gemeine Wert der geſamten Nutzungen oder Leiſtungen nachweislich geringer oder 
höher als der Kapitalwert, der ſich nach Abſ. 2 ergibt, fo iſt der nachgewieſene gemeine Wert zugrunde 
zu legen. Der Anſatz eines geringeren oder höheren Werts kann jedoch nicht darauf geſtützt werden, 
daß mit einer kürzeren oder längeren Lebensdauer zu rechnen iſt als derjenigen, die den Verviel⸗ 
fachungszahlen des Abſ. 2 zugrunde liegt. : 


8 17 
Jahreswert von Nutzungen und Leiſtungen 

(1) Der einjährige Betrag der Nutzung einer Geldſumme iſt, wenn kein anderer Wert feſtſteht, 
zu 4 vom Hundert anzunehmen. 

(2) Nutzungen oder Leiſtungen, die nicht in Geld beſtehen (Wohnung, Koſt, Waren und ſonſtige 
Sachbezüge), ſind mit den üblichen Mittelpreiſen des Verbrauchsorts anzuſetzen. 

(3) Bei Nutzungen oder Leiſtungen, die in ihrem Betrag ungewiß ſind oder ſchwanken, iſt als 
Jahreswert der Betrag zugrunde zu legen, der in Zukunft im Durchſchnitt der Jahre vorausſichtlich 
erzielt werden wird. 

Zweiter Teil 
Beſondere Bewertungsvorſchriften 
§ 18 
Geltungsbereich 


(1) Die beſonderen Bewertungsvorſchriften (SS 19 bis 68) gelten für die Vermögenſteuer und 
Erbſchaftſteuer. - 

(2) Der erſte Abſchnitt der beſonderen Bewertungsvorſchriften (88 20 bis 51) gilt auch für die 
Grundvermögenſteuer. Die danach feſtgeſetzten Ein heitswerte gelten ferner als Teilwerte im Sinne 
des § 6 Ziffer 1 des Einkommenſteuergeſetzes ſowie als gemeine Werte i im Sinne des 8 6 des Grund⸗ 
wechſelſteuergeſetzes. 

(3) Soweit ſich nicht aus den SS 20 bis 68 etwas anderes ergibt, finden neben a. er die 
Vorſchriften des Erſten Teils dieſes Geſetzes (88 1 bis 17) Anwendung. 
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8 19 
Vermögensarten 
Das Vermögen, das nach den Vorſchriften des Zweiten Teils dieſes Geſetzes zu bewerten iſt, 
umfaßt die folgenden Vermögensarten: 

1. Land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen ($$ 28 bis 47), 
2. Grundvermögen ($$S 48 bis 51), 
3. Betriebsvermögen (SS 52 bis 61), 
4. Sonſtiges Vermögen ($$ 62 bis 63). 


Erſter Abſchnitt 
Bewertung des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens ſowie des 
Grund vermögens 
A. Grund begriffe 
8 20 
Einheitswerte 

Die Werte, die nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts für wirtſchaftliche Einheiten des inländiſchen 
landwirtſchaftlichen und forſtwirtſchaftlichen Vermögens, des inländiſchen Grundvermögens, ſowie von 
inländiſchen Betriebsgrundſtücken ($ 55) zu ermitteln find, werden geſondert feſtgeſtellt und gelten 
als Einheitswerte. 

Ss 21 
Hauptfeſtſtellung 

(1) Die Einheitswerte werden allgemein in Zeitabſtänden von je 3 Jahren feſtgeſtellt (Haupt⸗ 
fejtitellung).. Der Senat kann beſtimmen, daß die Hauptfeſtſtellung in kürzeren oder längeren als 
den in Satz 1 bezeichneten Zeitabſtänden vorgenommen wird. Die Beſtimmung kann ſich auf einzelne 
Gruppen von land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben und von Grundſtücken ſowie auf einzelne Ge⸗ 
meindebezirke beſchränken. 

(2) Der Hauptfeſtſtellung wird der Wert am Schluß des Kalenderjahrs (Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt) zu Grunde gelegt, das dem Hauptfeſtſtellungszeitraum vorangeht. Die Vorſchriften im $ 32 
Abſ. 2 über die Zugrundelegung eines anderen Zeitpunkts bleiben unberührt. 

nn 8 22 
Neufeſtſtellung g 

(1) Der Einheitswert wird neu feſtgeſtellt (Neufeſtſtellung), wenn der Wert, der ſich für den 
Beginn eines Kalenderjahrs ergibt, um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber um 1000 Gulden 
von dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungszeitpunkts abweicht. Beruht bei einem land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb, einem Grundſtück oder einem Betriebsgrundſtück die Wertänderung auf einer 
Beſtandsveränderung, Jo wird der Einheitswert ſchon dann neu feſtgeſtellt, wenn der Wert infolge 
der Beſtandsveränderung allein um mehr als den zwanzigſten Teil, mindeſtens aber um 500 Gulden, 
abweicht. Eine Beſtandsveränderung liegt insbeſondere vor: 

1. wenn die Grundſtücksfläche durch Erwerb oder Abtrennung vergrößert oder i wird; 
2. wenn der Gebäudebeſtand durch An-, Auf- oder Neubau oder durch Abbruch, Abbrand u.dgl. 
verändert wird. 
Der Senat kann die Wertgrenzen (Sätze 1 und 2) anders feſtſetzen. 

(2) Der Neufeſtſtellung wird der Wert zu Grunde gelegt, der auf den Schluß des Kalender⸗ 
jahres ermittelt worden iſt, in dem die Wertänderung eingetreten iſt (Neufeſtſtellungszeitpunkt). Die 
Vorſchriften in 8 32 Abſ. 2 über die Zugrundelegung eines anderen Zeitpunkts bleiben unberührt. 

(3) Eine Herabſetzung des Einheitswerts durch Neufeſtſtellung erfolgt nur auf Antrag. Der 
Antrag iſt bis zum Ablauf des Kalenderjahrs zu ſtellen, auf deſſen Beginn die Neufeſtſtellung be⸗ 
gehrt wird. Er kann in jedem Fall noch innerhalb eines Monats ſeit dem Tag geſtellt werden, an 
dem der Einheitswert, deſſen Herabſetzung begehrt wird, unanfechtbar geworden iſt. Die Antragsfriſt 
iſt eine Ausſchlußfriſt. 

8 23 
) Er BE Nachfeſtſtellung 

(1) Für 1 Einheiten (Untereinheiten), für die ein Einheitswert feſtzuſtellen iſt, wird 
der Einheitswert nachträglich feſtgeſtellt Machfeſtſtellung), wenn nach dem Hauptfeſtſtellungszeitpunkt 
{S 21 Abſ. 2) 

N 1. die wirtſchaftliche Einheit . neu gegründet wird und nicht ein Fall der Ziffer 3 
vorliegt; 5 
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2. für eine bereits beſtehende wirtſchaftliche Einheit (Untereinheit) der Grund für die Befreiung 
von einer Steuer wegfällt; 

3. eine wirtſchaftliche Einheit (Untereinheit) im ganzen auf eine andere Perſon übergeht und 
auch in der Hand des Erwerbers eine wirtſchaftliche Einheit (Untereinheit) bildet; 

4. an einer wirtſchaftlichen Einheit (Untereinheit) mehrere Perſonen beteiligt werden oder das 
Beteiligungsverhältnis ſich ändert. 

(2) Der Nachfeſtſtellung wird der Wert zugrunde gelegt, der auf den Schluß des Kalenderjahrs 
ermittelt worden iſt, in dem das maßgebende Ereignis eingetreten it (Nachfeſtſtellungszeitpunkt). Endet 
in den Fällen des Abſ. 1 Ziffer 2 die Steuerbefreiung aus dem Grund, weil die Befreiung für eine 
beſtimmte Friſt galt und dieſe Friſt abgelaufen iſt, jo iſt abweichend von Satz 1 Nachfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt der Schluß des Kalenderjahrs, das dem Eintritt in die Steuerpflicht vorangeht. $ 32 Abſ. 2 
über die Zugrundelegung eines anderen Zeitpunkts bleibt unberührt. 

(3) In den Fällen des Abſ. 1 Ziffern 3 und 4 iſt abweichend vom Abſ. 2 Satz 1 bei der Feſt⸗ 
ſtellung auf den Nachfeſtſtellungszeitpunkt der Einheitswert vom letzten Feſtſtellungszeitpunkt zu über⸗ 
nehmen. Dies gilt nicht, wenn ſich auch der Wert der wirtſchaftlichen Einheit (Untereinheit) geändert 
hat und aus dieſem Grund für denſelben Zeitpunkt, auf den die Nachfeſtſtellung vorzunehmen iſt, die 
Vorausſetzungen für eine Neufeſtſtellung vorliegen. Die Neufeſtſtellung iſt mit der Nachfeſtſtellung zu 
verbinden. 

B. Wertermittlung 
8 24 
Abrundung 

Die Einheitswerte werden wie folgt abgerundet: 

1. Einheitswerte bis zu 5000 Gulden auf volle 10 Gulden. Beträge bis zu 5 Gulden werden 
nach unten, Beträge über 5 Gulden nach oben abgerundet; 

2. Einheitswerte über 5000 Gulden auf volle 100 Gulden. Beträge bis zu 50 Gulden werden 
nach unten, Beträge über 50 Gulden nach oben abgerundet. 


8 25 
Bewertung von ausländiſchem Sachvermögen 
Für die Bewertung des ausländiſchen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens und Grundver⸗ 
mögens gelten die Vorſchriften des Erſten Teils dieſes Geſetzes, insbeſondere $ 10 (gemeiner Wert) 
und $ 11 Abſ. 3. Nach dieſen Vorſchriften ſind auch die ausländiſchen Teile einer wirtſchaftlichen 
Einheit zu bewerten, die ſich ſowohl auf das Inland als auch auf das Ausland erſtreckt. 


8 26 
Bewertung von inländiſchem Sachvermögen 
Für die Bewertung des inländiſchen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens und Grundver⸗ 
mögens gelten die Vorſchriften der 88 28 bis 61. Nach dieſen Vorſchriften ſind auch die inländiſchen 
Teile einer wirtſchaftlichen Einheit zu bewerten, die ſich ſowohl auf das Inland als auch auf das 
Ausland erſtreckt. 
8 27 
Zerlegung 
Erſtreckt ſich eine wirtſchaftliche Einheit der in 8 20 genannten Art über mehrere inländiſche Ge⸗ 
meinden, ſo hat das für die Bewertung zuſtändige Steueramt den für die geſamte wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit feſtgeſtellten Steuerwert zwiſchen den beteiligten Gemeinden nach Maßgabe des Wertes, der in 
den einzelnen Gemeinden belegenen Teile zu zerlegen. Gegen die Entſcheidung des Steueramts über 
die Zerlegung iſt die Beſchwerde an das Landes ſteueramt zuläſſig. Zur Einlegung der Beſchwerde 
ſind neben dem Steuerſchuldner auch die beteiligten Gemeinden befugt. 


C. Land⸗ und forſtwirtſchaftliches Vermögen 
8 28 
Unterarten des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 

Zum land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören: 

1. das landwirtſchaftliche Vermögen (88 29 bis 43), 

2. das forſtwirtſchaftliche Vermögen (SS 44 und 45), 

3. das gärtneriſche Vermögen ($ 46), 

4. das übrige land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen (3 47). 
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a, Landwirtſchaftliches Vermögen 
8 29 
Begriff des landwirtſchaftlichen V 

(1) Zum landwirtſchaftlichen Vermögen gehören alle Teile (insbeſondere Grund und Boden, Ge⸗ 
bäude, ſtehende und umlaufende Betriebsmittel, Nebenbetriebe und Sonderkulturen) einer wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit, die dauernd einem landwirtſchaftlichen Hauptzweck dient (landwirtſchaftlicher Betrieb). 

(2) Als Teile des landwirtſchaftlichen Betriebs gelten nicht: 

1. Zahlungsmittel, Geldforderungen und Wertpapiere, 

2. Geldſchulden, 

3. ein über den normalen Beſtand hinausgehender Beſtand (Überbeſtand) an umlaufenden Be- 
triebsmitteln. Als normaler Beſtand an umlaufenden Betriebsmitteln gilt ein ſolcher, der 
zur Fortführung des Betriebs bis zum Beginn der nächſten Ernte erforderlich iſt. Bei ſeiner 
Ermittlung ſind die in dieſer Zeit eingehenden Einnahmen und aufzuwendenden Barlöhne nicht 
zu berückſichtigen. 

(3) Als landwirtſchaftliche Betriebe gelten auch Tierzuchtbetriebe, Viehmäſtereien, Abmelkſtälle, 
Geflügelfarmen und ähnliche Betriebe, wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung überwiegend Erzeug⸗ 
niſſe verwendet werden, die im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb gewonnen ſind. 

(4) Als landwirtſchaftliche Betriebe gelten auch das Erbpachtrecht und ſonſtige grundſtücksgleiche 
Rechte, die eine landwirtſchaftliche Nutzung zum Gegenſtand haben. Die SS 34 bis 43 gelten für 
dieſe Rechte nicht. 

(5) Als landwirtſchaftlicher Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem landwirtſchaftlichen Haupt⸗ 
betrieb zu dienen beſtimmt iſt. 

i 8 30 
Abgrenzung des landwirtſchaftlichen Betriebs 

(1) In den landwirtſchaftlichen Betrieb ſind auch ſolche Grundſtücksflächen einzubeziehen, die an⸗ 
deren als landwirtſchaftlichen Zwecken dienen, wenn die Zugehörigkeit dieſer Flächen zu dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb den landwirtſchaftlichen Hauptzweck des Betriebs nicht weſentlich beeinflußt. 
Dies gilt nicht für ſolche Flächen, die als ſelbſtändige Betriebe oder als Teile davon anzuſehen ſind. 

(22) In den landwirtſchaftlichen Betrieb find Betriebsmittel, die der Bewirtſchaftung des Betriebs 
dienen, auch dann einzubeziehen, wenn ſie nicht dem Eigentümer des Grund und Bodens gehören. Dies 
gilt entſprechend für Gebäude, die auf dem einem landwirtſchaftlichen Betrieb dienenden Grund und 
Boden errichtet ſind, aber dem Eigentümer des Grund und Bodens nicht gehören. In den Fällen der 
Sätze 1 und 2 iſt, wenn einer der beteiligten Eigentümer zur Vermögenſteuer heranzuziehen iſt, der auf 
dieſen Eigentümer entfallende Anteil nach dem Verhältnis ſeiner Beteiligung am Geſamtwert feſt⸗ 
zuſtellen. Der danach feſtgeſtellte Wert gilt als Einheitswert. 

(3) In den landwirtſchaftlichen Betrieb kann ein Anteil des Eigentümers an anderen Flächen 
einbezogen werden, ſoweit er mit dem Betrieb zuſammen bewirtſchaftet wird. 


8 31 
Bewertungsgrundſatz, Ertragswert 
(1) Für landwirtſchaftliche Betriebe gelten die Grundſätze über die Bewertung nach Eros 


werten. 

(2) Ertragswert iſt das Fünfundzwanzigfache des Reinertrags, den der Betrieb ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtimmung gemäß im Durchſchnitt der Jahre nachhaltig erbringen kann. Dabei iſt davon 
auszugehen, daß der Betrieb unter gewöhnlichen Verhältniſſen, ordnungsmäßig, gemeinüblich und mit 
entlohnten fremden Arbeitskräften bewirtſchaftet wird. Außerdem iſt zu unterſtellen, daß der Betrieb 
ſchuldenfrei iſt. 

(3) Bei der Beurteilung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit ſind alle Umſtände zu berüdjichtigen, 
die auf den Wirtſchaftserfolg von Einfluß ſind oder von denen die Verwertung der gewonnenen Erzeug⸗ 
niſſe abhängig iſt. Demgemäß ſind insbeſondere zu berückſichtigen: 

1. die natürlichen Ertragsbedingungen: 
Bodenbeſchaffenheit, Geländegeſtaltung und klimatiſche Verhältniſſe; 
2. die folgenden wirtſchaftlichen Ertragsbedingungen: 
a) Hoflage, Geſchloſſenheit oder Zerſplitterung des Betriebs (innere Verkehrslage), 
b) Verkehrs⸗ und Abſatzverhältniſſe und die Verhältniſſe des 3 (äußere Ver⸗ 
kehrslage). 
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(4) Die Gebäude, Betriebsmittel, Nebenbetriebe und Sonderkulturen, die zu dem Betrieb gehören, 
werden nicht beſonders bewertet, ſondern bei der Ermittlung des Ertragswerts berückſichtigt. 


8 32 
Bewertungsſtichtag 

(1) Hinſichtlich der Größe des Betriebs und des Umfangs und Zuſtands der ſtehenden Betriebs- 
mittel ſind die Verhältniſſe im Feſtſtellungszeitpunkt (Abſätze 2 der 88 21 bis 23) zugrunde zu 
legen. 

(2) Hinſichtlich der umlaufenden Betriebsmittel iſt der Stand am 30. Juni des Jahrs maß⸗ 
gebend, das dem Feſtſtellungszeitpunkt vorangeht. Iſt für den buchführenden Inhaber eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer ein Wirtſchaftsjahr maßgebend, das 
nicht mit dem 30. Juni endet, ſo tritt an die Stelle des 30. Juni der letzte Tag des maßgebenden 
Wirtſchaftsjahrs. 

8 33 
Mindeſtwert 

Der für einen Betrieb anzuſetzende Wert darf nicht geringer ſein als der Wert, mit dem das 
Wohngebäude des Betriebsinhabers oder der ſeiner Wohnung dienende Gebäudeteil allein nach den 
Vorſchriften über die Bewertung bebauter Grundſtücke (8 50) anzuſetzen ſein würde, zuzüglich des 
Werts, der ſich nach den 88 29 bis 32, 34 bis 39 für den übrigen Teil des Betriebs ergibt. 


8 34 
Vergleichsbetriebe, Landeshundertſatz 

(1) Um für die Bewertung aller landwirtſchaftlichen Betriebe innerhalb des Gebiets der Freien 
Stadt Danzig die Gleichmäßigkeit zu ſichern und Grundlagen durch feſtſtehende Ausgangspunkte zu 
ſchaffen, ſtellt der Führer des Bewertungsbeirats für beſtimmte Betriebe (Vergleichsbetriebe) nach 
Beratung im Bewertungsbeirat (SS 40 bis 43) mit rechtsverbindlicher Kraft das Verhältnis feſt, in 
dem ſie nach ihrer Ertragsfähigkeit, auf die Flächeneinheit (Hektar) bezogen, zu dem Vergleichsbetrieb 
größter Ertragsfähigkeit im Gebiet der Freien Stadt Danzig (Landesſpitzenbetrieb) ſtehen. 

(2) Das Verhältnis wird jeweils in einem Hundertſatz ausgedrückt (Landeshundertſatz). Der 
Landeshundertſatz des Landesſpitzenbetriebs iſt 100. 

(3) Als Vergleichsbetriebe werden Betriebe ausgewählt, die für die einzelnen Gegenden kenn⸗ 
zeichnend ſein ſollen. 

f 8 35 
Ermittlung der Landeshundertſätze 

(1) Bei der Feſtſtellung der Landeshundertſätze ſind die tatſächlichen Verhältniſſe hinſichtlich der 
im § 31 Abſ. 3 bezeichneten Ertragsbedingungen zugrunde zu legen. 

(2) Hinſichtlich der übrigen Umſtände, die die Ertragsfähigkeit beeinfluſſen können, ſind ohne 
Rückſicht auf die tatſächlichen Verhältniſſe ſolche zu unterſtellen, die in der betreffenden Gegend für 
die Bewirtſchaftung als regelmäßig anzuſehen ſind. Dies gilt insbeſondere hinſichtlich des Beſtands 
an Gebäuden und Betriebsmitteln und hinſichtlich der Betriebsgröße. Als regelmäßig im Sinn des 
Satzes 1 iſt anzuſehen, daß Nebenbetriebe und Sonderkulturen nicht zu den Betrieben gehören. 

(3) Bei der Feſtſtellung der Landeshundertſätze ſollen u. a. auch die Anhaltspunkte verwertet 
werden, die aus der früheren Zeit für die Ermittlung der Ertragsfähigkeit vorhanden ſind (Grund⸗ 
ſteuerreinertrag), ſoweit dieſe Unterlagen z. Zt. noch brauchbar ſind. 

8 8 36 
Gang der Bewertung 

Zur Feſtſtellung des Einheitswerts wird für alle landwirtſchaftlichen Betriebe der Vergleichswert 
nach den SS 37 und 38 ermittelt. In beſonderen Fällen iſt der Vergleichswert durch einen Abſchlag 
zu vermindern oder durch einen Zuſchlag zu erhöhen (§ 39). In den Fällen in denen ein Abſchlag oder 
ein Zuſchlag unterbleibt, iſt Einheitswert der Vergleichswert, ſoweit nicht noch Grundſtücksflächen nach 
§ 30 Abf. 1 und 3 einzubeziehen ſind oder der Mindeſtwert nach § 33 anzuſetzen it. 

a 8 37 8 
Ermittlung des Hektarſatzes 

(1) Für die Ermittlung des Werts, mit dem die Flächeneinheit (Hektar) eines landwirtſchaftlichen 
Betriebs anzuſetzen iſt (Hektarſatz), gelten die folgenden Vorſchriften: 
1ᷓ.)k. Der Senat beſtimmt für den Landeshundertſatz 100, d h. für den Landesſpitzenbetrieb (8 34 
Abf. 1) den Hektarſatz (Hektarhöchſtſatz). Dieſe Beſtimmung ift, ſoweit der Senat nicht etwas 
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anderes anordnet, für die Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte und für alle Neufeſtſtellungen 
und Nachfeſtſtellungen bis zur nächſten Hauptfeſtſtellung maßgebend. 

2. Für die übrigen Vergleichsbetriebe (8 34) ergibt ſich der Hektarſatz aus der Anwendung des 
für fie feſtgeſtellten Landeshundertſatzes (8 34 Abſ. 2) auf den Hektarhöchſtſatz (Ziffer 1). 

3. Für alle übrigen Betriebe (außer den Vergleichsbetrieben [Ziffern 1 und 2]) wird der 
Hektarſatz nach dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu derjenigen der Vergleichsbetriebe 
ermittelt. Dabei gelten dieſelben Grundſätze wie für die Ermittlung der Landeshundertſätze 
der Vergleichsbetriebe ($ 35). 

(2) Die ſich nach Abſ. 1 ergebenden Hektarſätze werden, ſoweit dies für die Veranlagung der nicht⸗ 
buchführenden Landwirte zur Einkommenſteuer und Umſatzſteuer erforderlich iſt, vom Führer des Be⸗ 
wertungsbeirats in „Ertragswertklaſſen“ eingereiht. 


8 38 
Ermittlung der Vergleichswerte 


Der Vergleichswert (S 36 Satz 1) ergibt ſich für alle Betriebe aus der Vervielfachung des Hektar⸗ 
ſatzes mit der (in Hektar ausgedrückten) Fläche des Betriebs. 


§ 39 
Abſchläge und Zuſchläge 
Für die Abſchläge und Zuſchläge am Vergleichswert (S 36 Satz 2) gelten die folgenden Vor⸗ 
schriften: 
1. Abſchläge oder Zuſchläge ſind nur dann zu machen, wenn 
a) die tatſächlichen Verhältniſſe der im § 35 Abſ. 2 bezeichneten Ertragsbedingungen 
von den regelmäßigen Verhältniſſen, die bei der Feſtſtellung des Landeshundertſatzes 
oder bei der Ermittlung des Hektarſatzes unterſtellt worden find ($ 35 Abſ. 2, 8 37 
Ziffer 3 Satz 2), weſentlich abweichen und außerdem 
b) die Abweichung zu einer weſentlichen Minderung oder Steigerung der Ertragsfähigteit 
führt. 
2. Der Abſchlag oder Zuſchlag wird nach der durch die Abweichung (Ziffer 1 zu b) begründeten 
Minderung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit bemeſſen. 
3. Für die umlaufenden Betriebsmittel iſt lediglich ein Abſchlag wegen Unterbeſtands mög⸗ 
lich. Ein Überbeſtand an umlaufenden Betriebsmitteln iſt ſonſtiges Vermögen ($ 62 Ziff. 7). 
4. Der Senat kann über die Abſchläge und über die Zuſchläge nähere Beſtimmungen Fl 


S 40 
Bewertungsbeirat f 

(1) Zur Sicherung einer wirkſamen Durchführung der Vorſchriften der SS 34 und 35 wird vom 
Senat ein Bewertungsbeirat gebildet. 

(2) Dem Bewertungsbeirat gehören an: 

1. ein Beamter der Steuerverwaltung als Führer, 

2. ein Beamter der Kataſterverwaltung, 

3. ein Mitglied des landwirtſchaftlichen Inſtituts der Techniſchen Hochſchule, 

4, ein Mitglied des Geologiſchen Inſtituts der Techniſchen Hochſchule, 

5. ein Beamter oder Angeſtellter der Senats⸗Abteilung für Landwirtſchaft, 

6. ein Vertrauensmann des Landesbauernführers aus dem Kreiſe ſeiner näheren perſönlichen 
Mitarbeiter. 

7. ſechs erfahrene praktiſche Landwirte und zwar je zwei aus den drei Landkreiſen. 

(3) Die Berufung des Führers und der Mitglieder erfolgt durch den Senat. Für die unter 
Abſ. 2 Ziffer 6 und 7 genannten Mitglieder hat der Landesbauernführer ein Vorſchlagsrecht. Die 
Ernennung der Mitglieder des Bewertungsbeirats erfolgt jeweils auf die Dauer eines ee 
lungszeitraums. Eine Abberufung und Neuberufung iſt jederzeit zuläſſig. 5 

(4) Für jedes Mitglied iſt in derſelben Weiſe ein Stellvertreter zu berufen. 

(5) Die nach Abſ. 2 Ziffer 2 bis 7 berufenen Mitglieder und deren Stellvertreter ae bei Eine 
tritt in ihre Tätigkeit dem Führer des Bewertungsbeirats durch Handſchlag an Eides Statt zu ge⸗ 
loben, bei den Verhandlungen des Bewertungsbeirats ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen zu verfahren, die Verhandlungen und die babei zu ihrer Kenntnis gelangendn Ver⸗ 
hältniſſe der Steuerpflichtigen geheimzuhalten und Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt 
zu verwerten. Verſtöße gegen dieſe Vorſchrift werden nach den Vorſchriften beſtraft, 5 für die 
Fälle der Verletzung des Steuergeheimniſſes gelten. 


Re) 
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sal 
Geſchäftsführung des Bewertungsbeirats 

(1) Der Führer des Bewertungsbeirats führt die Geſchäfte des Bewertungsbeirats und leitet 
die Verhandlungen. Eine Abſtimmung findet nicht ſtatt. 

(2) Der Bewertungsbeirat iſt berechtigt, überall im Gebiet der Freien Stadt Danzig Amts⸗ 
handlungen vorzunehmen. Er hat die Befugniſſe, die den Steuerämtern im Steuerermittlungsver⸗ 
fahren zuſtehen. 

(3) Die Amtshandlungen des Bewertungsbeirats find nicht öffentlich. Der Bewertungsbeirat 
kann nach ſeinem Ermeſſen Sachverſtändige hören. 

(4) Der Senat beſtimmt die Geſchäftsordnung des Bewertungsbeirats und die Entſchädigung der 
nichtbeamteten Mitglieder. 

8 42 
Aufgaben des Bewertungsbeirats 
Der Bewertungsbeirat iſt zu hören: 
1. Bei der Beſtimmung der Vergleichsbetriebe (8 34); 
2. bei der Feſtſtellung der Landeshundertſätze für die Vergleichsbetriebe ($ 34 Abſ. 2, $ 35); 
3. bei der Feſtſtellung des Hektarhöchſtſatzes (S 37 Ziffer 1); 
4. bei der grundſätzlichen Feſtſtellung von Zahlen zur Bewertung von forſtwirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögen ($ 44); 
5. beim Erlaß von Beſtimmungen über den Begriff und die Bewertung von gärtneriſchen 
Betrieben ($ 46); 
6. im Bedarfsfall bei weiteren Maßnahmen, die zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be⸗ 
wertung innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig zu treffen ſind. 


§ 43 
Bekanntgabe und Wirkung der Entſcheidung 

(1) Nach Beratung im Bewertungsbeirat trifft der Führer des Bewertungsbeirates über den 
Gegenſtand der Beratung (8 42) die Entſcheidung und gibt ſie bekannt, ſoweit die Entſcheidung und 
deren Bekanntgabe nicht dem Senat vorbehalten iſt. Die bekanntgegebenen Entſcheidungen können nicht 
zurückgenommen oder geändert werden. Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtig⸗ 
keiten können auch nach der Bekanntgabe berichtigt werden. 
(.⸗2) Durch die Bekanntgabe erhalten die Entſcheidungen für die Hauptfeſtſtellung der Einheits⸗ 
werte und für alle Neufeſtſtellungen und Nachfeſtſtellungen bis zur nächſten Hauptfeſtſtellung rechtsver⸗ 
bindliche Kraft. War der Einheitswert eines Vergleichsbetriebs bereits vor der Bekanntgabe des 
Landeshundertſatzes feſtgeſtellt, ſo gilt die Feſtſtellung des Einheitswerts als nicht erfolgt. 


b) Forſtwirtſchaftliches Vermögen 
8 44 
Begriff und Bewertung des forſtwirtſchaftlichen Vermögens 

(1) Zum forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören alle Teile einer wirtſchaftlichen Einheit, die dau⸗ 
ernd einem forſtwirtſchaftlichen Hauptzweck dient (forſtwirtſchaftlicher Betrieb). 

(2) Auf die forſtwirtſchaftlichen Betriebe finden die SS 29 bis 31, 33, 40, 41 und 43 ent⸗ 
ſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den Abſ. 3 bis 5 etwas anderes ergibt. Eingeſchlagenes 
Holz rechnet nur inſoweit zum Überbeitand an umlaufenden Betriebsmitteln ($ 29 Abſ. 2 Ziff. 3), 
als es den betriebsplanmäßigen jährlichen Einſchlag überſteigt. 

(3) Der Ertragswert forſtwirtſchaftlicher Betriebe wird aus dem Ertragswert entſprechender Nach⸗ 
haltsbetriebe mit regelmäßigem Altersklaſſenverhältnis abgeleitet. Zu dieſem Zweck kann der Führer des 
Bewertungsbeirats mit rechtsverbindlicher Kraft feſtſtellen: 

1. von welchem Wert für die Flächeneinheit (Hektar) eines Nachhaltsbetriebs mit regelmäßigem 
Altersklaſſenverhältnis auszugehen iſt (Hektarſatz). Der Hektarſatz iſt getrennt nach den ver⸗ 
ſchiedenen in Betracht kommenden Holzarten, Standortsklaſſen, Beſtockungsgraden und erziel⸗ 

baren Holzpreiſen feſtzuſtellen; 

2. mit welchem Hundertſatz des nach Ziffer 1 feſtgeſtellten Hektarſatzes die einzelnen Alters⸗ 
klaſſen anzuſetzen ſind; 

3. mit welchem Hektarſatz Mittelwald⸗, Niederwald⸗, und Alpenwald⸗ (Schutzwald⸗) Betriebe 
oder derartige Flächen innerhalb anderer Betriebe anzuſetzen ſind; 

4. mit welchem Hektarſatz einzelne Betriebe als Bewertungsſtützpunkte anzuſetzen ſind. 
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(4) Bei der Feſtſtellung der Hektarſätze nach Abſ. 3 find die tatſächlichen Verhältniſſe hinſichtlich 
der natürlichen Ertragsbedingungen ($ 31 Abſ. 3 Ziffer 1), der äußeren Verkehrslage (S 31 Abſ. 3 
Ziffer 2 zu b) und des Holzbeſtands zugrunde zu legen. Hinſichtlich der übrigen Umſtände und der 
inneren Verkehrslage (§S 31 Abſ. 3 Ziffer 2 zu a) find regelmäßige Verhältniſſe zu e und die 
Vorſchriften des 8 35 Abſ. 2 entſprechend anzuwenden. 
(5) Der ermittelte Ertragswert iſt in beſonderen Fällen durch einen Abſchlag zu vermindern oder 
durch einen Zuſchlag zu erhöhen. Abſchläge oder Zuſchläge ſind nur dann zu machen, wenn 
1. die tatſächlichen Verhältniſſe der im Abſ. 4 Satz 2 bezeichneten Ertragsbedingungen von den 
regelmäßigen Verhältniſſen, die bei der Feſtſtellung der Hektarſätze unterſtellt worden ſind, 
weſentlich abweichen und außerdem 
2. die Abweichung zu einer weſentlichen Minderung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit führt. 
§ 39 Ziffern 2 bis 4 gelten entſprechend. 
8 45 
Mitwirkung des Bewertungsbeirats \ 
Bei Amtshandlungen, die ſich auf forſtwirtſchaftliches Vermögen beziehen, tritt anſtelle des Mit- 
gliedes des landwirtſchaftlichen Inſtituts der Techniſchen Hochſchule ein Beamter der Danziger Forſtver⸗ 
waltung. u Diejen findet $ 40 Abſ. 3 bis 5 entſprechende Anwendung. 


e) Gärtneriſches Vermögen 
8 46 
Begriff und Bewertung des gärtneriſchen Vermögens 

(1) Zum gärtneriſchen Vermögen gehören alle Teile einer wirtſchaftlichen Einheit, die dauernd 
einem gärtneriſchen Hauptzweck dient (gärtneriſcher Betrieb). 

(2) Gärtneriſche Betriebe find nach den Vorſchriften des § 31 zu bewerten. Die SS 29, 30, 32 
und 33 gelten entſprechend. 

(3) Der Führer des Bewertungsbeirats kann nähere Beſtimmungen über den Begriff und die Be⸗ 
wertung der gärtneriſchen Betriebe oder beſtimmter Arten von ihnen (3. B. Obſtbaubetriebe) treffen. 
Er kann insbeſondere beſtimmen, daß der Ertragswert einzelner Betriebe (Bewertungsſtützpunkte) mit 
rechtsverbindlicher Kraft feſtgeſtellt und der Ertragswert gleichartiger Betriebe innerhalb eines be⸗ 
ſtimmten Gebiets durch Vergleich mit dieſen Bewertungſtützpunkten ermittelt wird. 


d) Abriges land⸗ und forſtwirtſchaftliches Vermögen 
Ss 47 
Begriff und Bewertung des übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
Zum übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören insbeſondere: 
1. das der Fiſchzucht und der Teichwirtſchaft gewidmete Vermögen, 8 
2. das der Binnenfiſcherei gewidmete Vermögen. Über den Begriff und die Bewertung trifft 
der Führer des Bewertungsbeirats die näheren Beſtimmungen. 


D. Grundoermögen 
8 48 
Begriff des Grundvermögens 

(1) Zum Grundvermögen gehört der Grund und Boden einſchließlich der Beſtandteile (insbeſon⸗ 
dere Gebäude) und des Zubehörs. In das Grundvermögen werden nicht einbezogen die Maſchinen und 
ſonſtigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören, auch wenn ſie weſentliche Be⸗ 
ſtandteile ſind. Jede wirtſchaftliche Einheit des Grundvermögens bildet ein ſelbſtändiges Grundſtück 
im Sinn dieſes Geſetzes. 

(2) Als Grundſtücke gelten auch das Erbbaurecht und ſonſtige grundſtücksgleiche Rechte. 

(3) Als Grundſtück gilt auch ein Gebäude, das auf fremden Grund und Boden h iſt, ſelbſt 
wenn es weſentlicher Beſtandteil des Grund und Bodens geworden iſt. 


8 49 
Abgrenzung des Grundvermögens von anderen V 
(1) Zum Grundvermögen gehört nicht Grundbeſitz, der zum land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Ver⸗ 


mögen gehört. 
(2) Land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen find dem Grundvermögen zuzu⸗ 
rechnen, wenn nach ihrer Lage und den ſonſtigen Verhältniſſen, insbeſondere mit Rückſicht auf die be⸗ 


Meer 
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ſtehenden Verwertungsmöglichkeiten, anzunehmen iſt, daß ſie in abſehbarer Zeit anderen als land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Zwecken dienen werden, z B. wenn ſie hiernach als Bauland, Induſtrieland oder 


als Land für Verkehrszwecke anzuſehen ſind. 
(3) Zum Grundvermögen gehören nicht die Betriebsgrundſtücke (S 55) und die Gewerbeberech⸗ 
tigungen ($ 56). 
$ 50 
Bewertung von bebauten Grundſtücken 
(1) Für die Bewertung der bebauten und der im Bau befindlichen Grundſtücke erläßt der Senat 
die maßgebenden Beſtimmungen. 
(2) Mindeſtens iſt der Wert anzuſetzen, mit dem der Grund und Boden allein als unbebautes 
Grundſtück nach 8 51 zu bewerten wäre. 
f 8 51¹ 
Bewertung von unbebauten Grundſtücken 
Unbebaute Grundſtücke find mit dem gemeinen Wert (§ 10) zu bewerten. 


Zweiter Abſchnitt 
Betriebsvermögen 
8 52 
Begriff des Betriebsvermögens 
(1) Zum Betriebsvermögen gehören alle Teile einer wirtſchaftlichen Einheit, die dem Betrieb 
eines Gewerbes als Hauptzweck dient, ſoweit die Wirtſchaftsgüter dem Betriebsinhaber gehören (ge⸗ 
werblicher Betrieb). 


(2) Als Gewerbe im Sinn des Geſetzes gilt auch die gewerbliche Bodenbewirtſchaftung, z. B. die 
Gewinnung von Torf, Steinen und Erden. 

(3) Als Gewerbe gilt unbeſchadet des § 54 nicht die Land⸗ und Forſtwirtſchaft, wenn fie den 
Hauptzweck des Unternehmens bildet. 

§ 53 
Freie Berufe 

(1) Dem Betrieb eines Gewerbes im Sinn des Geſetzes ſteht die Ausübung eines freien Berufs 
gleich. Zu den freien Berufen gehören insbeſondere die wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, ſchriftſtelleriſche, 
unterrichtende oder erzieheriſche Tätigkeit, die Berufstätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte und Notare, der 
Ingenieure, der Architekten, der Handelschemiker, der Heilkundigen, der Zahntechniker, der Landmeſſer, 
der Wirtſchaftsprüfer, der Steuerberater, der Buchſachverſtändigen und ähnlicher Berufe. 

(2) Dem Betrieb eines Gewerbes ſteht die Tätigkeit als Einnehmer einer ſtaatlichen Lotterie gleich, 
ſoweit die Tätigkeit nicht ſchon im Rahmen eines Gewerbebetriebs ausgeübt wird. 


8 54 
Betriebsvermögen von Körperſchaften, Bere tenderein gungen und 
Vermögensmaſſen 
(1) Einen gewerblichen Betrieb bilden iasbeſondere alle Wirtſchaftsgüter, die den folgenden 
Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen gehören, wenn dieſe ihre Geſchäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben: 
1. Kapitalgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung); 
2. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften; 
3. Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit; 
4 


ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des privaten Rechts, wenn fie einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 


betrieb unterhalten und vorwiegend die . wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ihre 
Mitglieder bezwecken; 


5. nichtrechtsfähigen Vereinen, Anſtalten, Stiftungen und anderen de wenn bie in 
Ziffer 4 genannten Vorausſetzungen vorliegen; 


6. Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts; 


- T. offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ähnlichen Geſenſchaften, bel denen 


== die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſinddd. 
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(2) Bei allen Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die weder ihre Ge⸗ 


ſchäftsleitung noch ihren Sitz im Inland haben, bilden nur die Wirtſchaftsgüter einen gewerblichen Be⸗ 
trieb, die zum inländiſchen Betriebsvermögen gehören ($ 68 Abſ. 2 Ziffer 3). 


Ss 55 
- Betriebsgrundſtücke 

(1) Betriebsgrundſtück im Sinn dieſes Geſetzes iſt der zu einem gewerblichen Betrieb gehörige 

Grundbeſitz, ſoweit er, losgelöſt von ſeiner Zugehörigkeit zu dem gewerblichen Betrieb, 
1. zum Grundvermögen gehören würde oder 
2. einen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieb bilden würde. 

(2) Dient das Grundſtück, das, losgelöſt von dem gewerblichen Betrieb, zum Grundvermögen ge⸗ 
hören würde, zu mehr als der Hälfte ſeines Werts dem gewerblichen Betrieb, ſo gilt das ganze Grund⸗ 
ſtück als Teil des gewerblichen Betriebs und als Betriebsgrundſtück. Dient das Grundſtück nur zur 
Hälfte ſeines Werts oder zu einem geringeren Teil dem gewerblichen Betrieb, ſo gehört das ganze 
Grundſtück zum Grundvermögen. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 gehört der Grundbeſitz der im 
§ 54 Abſ. 1 bezeichneten inländiſchen Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen 
ſtets zu den Betriebsgrundſtücken. 

(3) Betriebsgrundſtücke im Sinn des Abſ. 1 Ziffer 1 jmd wie Grundvermögen, Betriebsgrund⸗ 
ſtücke im Sinn des Abſ. 1 Ziffer 2 wie land⸗ und forſtwirtſchaftliches Vermögen zu bewerten. 


8 56 
Gewerbeberechtigungen 

(1) Als Gewerbeberechtigungen im Sinn dieſes Geſetzes gelten die Berechtigungen, deren Ausübung 
allein ſchon ein Gewerbe begründen würde, z. B. die Apothekengerechtigkeit. 

(2) Gewerbeberechtigungen, die grundſtücksgleich ſind, gelten nicht als Betriebsgrundſtücke. Ge⸗ 
werbeberechtigungen, die mit dem Eigentum an einem Grundſtück verbunden find (§ 96 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs), gelten nicht als Beſtandteile eines Betriebsgrundſtücks. 

(3) Zu den Gewerbeberechtigungen ſind deren Beſtandteile und Zubehör zu rechnen mit Aus⸗ 
nahme des Grund und Bodens und der Gebäude und mit Ausnahme der Maſchinen und ſonſtigen 
Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören. 

(4) Gewerbeberechtigungen find mit dem gemeinen Wert (S 10) zu bewerten. 


8 57 
Nicht zum Betriebsvermögen gehörige Wirtſchaftsgater 

Zum Betriebsvermögen gehören nict: 

1. die Wirtſchaftsgüter, die nach den Vorſchriften des Vermögensſteuergeſetzes oder anderer Ge⸗ 

ſetze von der Vermögenſteuer befreit find; 35333 

2. die Wirtſchaftsgüter, die nach S 62 Ziffer 5 Sätzen 2 bis 4 nicht zum ſonſtigen Vermögen 
gehören. 
§ 58 
Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften 

(1) Iſt eine inländiſche Kayitalgeſellſchaft (8 54 Abſ. 1 Ziffer 1) nachweislich ſeit Beginn des 
Mirtihaftsiahrs, das dem Feſtſtellungszeitvunkt (Abſätze 2 der 8 § 21 bis 23) vorangeht, ununter⸗ 
brochen an dem Grund- oder Stammkapital einer anderen inländiſchen Kapitalgeſellſchaft in Form 
von Aktien, Kuren oder Anteilen mindeſtens zu einem Viertel unmittelbar beteiligt, fo gehört die Be⸗ 
teiligung nicht zum gewerblichen Betrieb. Iſt ein Grund⸗ oder Stammkapital nicht vorhanden, ſo 
iſt die Beteiligung an dem Vermögen maßgebend. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt entſprechend. wenn die Freie Stadt Danzig, Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände und Betriebe von inländiſchen Körperſchaften des öffentlichen Rechts an inländiſchen 
Kapitalgeſellſchaften beteiligt ſind. es 

Betriebſchulden und Rücklagen 

(1) Zur Ermittlung des Wertes des Betriebsvermögens find vom Rohvermögen diejenigen 
Schulden abzuziehen, die mit der Geſamtheit oder mit einzelnen Teilen des gewerblichen Betriebs in wirt⸗ 
en Zuſammenhang ſtehen. 

(2) Von dem Rohvermögen find bei Verſicherungsunternehmen verſicherungstechniſche Rücklagen 
ab ehen, ſoweit ſie für die Leiſtungen aus den laufenden Verſicherungsverträgen erforderlich ſind. 
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8 60 
e durch Zurechnung ausgeſchiedener Wirtſchaftsgüter 
(1) Sind innerhalb der letzten drei Monate vor dem im Einzelfall maßgebenden Bewertungs⸗ 
ſtichtag Wirtſchaftsgüter aus dem inländiſchen Teil eines gewerblichen Betriebs ausgeſchieden worden, 
ohne daß dieſem ein entſprechender Gegenwert zugeführt worden iſt, ſo ſind die ausgeſchiedenen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter dem gewerblichen Betrieb zuzurechnen, wenn ſie durch die Ausſcheidung der inländiſchen Ver⸗ 
mögensbeſteuerung entgehen würden und der Wert des noch vorhandenen, der inländiſchen Vermögens⸗ 
beſteuerung unterliegenden Teil des Betriebs in einem offenbaren Mißverhältnis zu dem Wert der aus⸗ 
geſchiedenen Wirtſchaftsgüter ſteht. 
(2) Abſ. 1 gilt nicht: 
1. für Gewinnausſchüttungen, 
2. für Fälle, in denen der Betriebsinhaber nachweiſt, daß die Wirtſchaftsgüter in der Abſicht 
einer entſprechenden Einſchränkung des Betriebs ausgeſchieden worden ſind. 


8 61 
Bewertung 

000 Die zu einem gewerblichen Betrieb gehörigen Wirtſchaftsgüter ſind vorbehaltlich der Abſätze 2 
und 3 in der Regel mit dem Teilwert ($ 12) anzuſetzen. 

(2) Für die Bewertung der Betriebsgrundſtücke gilt $ 55 Ubi. 3. Für die Bewertung der Ge⸗ 
werbeberechtigungen gilt 8 56 Abſ. 4. 

(3) Der Geſamtwert des gewerblichen Betriebs iſt die Summe der Werte, die ſich nach den Ab⸗ 
ſätzen 1 und 2 für die einzelnen Wirtſchaftsgüter ergeben, vermindert um die Schulden und Rücklagen 
(S 59) des Betriebs. Bei der Ermittlung des Geſamtwerts ſind die Betriebsgrundſtücke ($ 55) mit 
den für ſie feſtgeſtellten Einheitswerten anzuſetzen, und zwar auch in den Fällen des $ 11 Abſ. 3 des 
Vermögenſteuergeſetzes ohne Rückſicht darauf, ob das in Frage kommende Betriebsgrundſtück am 
Hauptfeſtſtellungszeitpunkt noch zum Betriebe gehört. 


Dritter Abſchnitt 
Sonſtiges Vermögen 


8 62 
Begriff und Amfang des ſonſtigen Vermögens 
Als ſonſtiges Vermögen ($ 19 Ziffer 4) kommen, ſoweit die einzelnen Wirtſchaftsgüter nicht zum 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen, zum Grundvermögen oder zum Betriebsvermögen gehören, 
en eee in Betracht, insbeſondere: 

1. verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforderungen jeder Art, ſoweit ſie nicht unter Ziffer 2 
fallen; 

2. Spareinlagen, Bankguthaben, Poſtſcheckguthaben und ſonſtige laufende Guthaben, inländi⸗ 
ſche und ausländiſche Zahlungsmittel. Lauten die Beträge auf Gulden, ſo gehören ſie bei 
natürlichen Perſonen nur inſoweit zum ſonſtigen Vermögen, als ſie insgeſamt 1000 Gulden 
überiteigen; 

3. Aktien oder 1 1 Kuxe, Geſchäftsanteile, andere Geſellſchaftseinlagen und Geſchäfts⸗ 
guthaben bei Genoſſenſchaften. Anteile an offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften und ähnlichen Geſellſchaften, bei denen die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunter⸗ 

nehmer) anzuſehen ſind, find nicht ſonſtiges Wan ſondern Betriebsvermögen des Geſell⸗ 

ſchafters; 

4. der Kapitalwert von Nießbrauchsrechten und von Rechten auf Renten und andere wieder⸗ 
kehrende Nutzungen und Leiſtungen, jedoch unter der Vorausſetzung, daß das Recht dem 
Berechtigten auf Lebenszeit oder auf die Lebenszeit einer anderen Perſon, auf unbeſtimmte 
Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens zehn Jahren zuſteht; 

5. Urheberrechte, geſchützte und nichtgeſchützte Erfindungen. Urheberrechte an Werken der bil⸗ 
denden Kunſt, des Schrifttums und der Tonkunſt und ſolche Werke gehören nicht zum ſonſtigen 

Vermögen, wenn ſie im Eigentum des Urhebers ſelbſt oder im Fall des Todes des Urhebers 

im Eigentum ſeiner Ehefrau oder feiner Kinder ſtehen. Das gleiche gilt für nicht geſchützte 
Erfindungen. Sind die Urheberrechte oder Erfindungen einem Dritten gegen die Verpflich⸗ 
tung zur einmaligen oder wiederholten Zahlung feſter Beträge auf beſtimmte oder unbe- 

5 ſtimmte Zeit zur Ausnutzung überlaſſen, ſo gehören ſie zum ſonſtigen Vermögen; 
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6. noch nicht fällige Anſprüche auf Lebens⸗ und Kapitalverſicherungen oder Rentenverſicherungen, 
aus denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt. Nicht zum ſonſtigen 
Vermögen gehören jedoch: 

a) alle Verſicherungen, deren Wert (§ 14 Abſ. 4) insgeſamt 5000 Gulden nicht überſteigt, 

b) ohne Rückſicht auf den Wert ſolche Rentenverſicherungen, die mit Rückſicht auf ein Ar⸗ 
beits⸗ oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen worden ſind. 

Verſicherungen bei ſolchen Verſicherungsunternehmen, die weder ihre Geſchäftsleitung noch 

ihren Sitz im Inland haben, gehören nur dann nicht zum ſonſtigen Vermögen, wenn den 

Verſicherungsunternehmen die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb im Inland erteilt iſt; 

7. der Überbeſtand an umlaufenden Betriebsmitteln eines land» und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs (8 29 Abſ. 2 Ziffer 3); 

8. Wirtſchaftsgüter, die einem land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieb oder einem gewerblichen 
Betrieb zu dienen beſtimmt ſind, tatſächlich an dem für die Veranlagung zur Vermögenſteuer 
maßgebenden Zeitpunkt aber einem derartigen Betrieb des Eigentümers nicht dienen. Die 
Wirtſchaftsgüter gehören nicht zum ſonſtigen Vermögen, wenn ihr Wert insgeſamt 1000 Gulden 
nicht überſteigt; 

9. unverarbeitete Edelmetalle, Edelſteine und Perlen; 


§ 63 
Nicht zum ſonſtigen Vermögen gehörige Wirtſchaftsgüter 
Zum ſonſtigen Vermögen gehören nicht: 
1. Anſprüche an Witwen⸗, Waiſen⸗ und Penſionskaſſen, die auf ein früheres Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältnis zurückzuführen ſind; 8 : 
2. Anſprüche aus der ſtaatlichen Sozialverſicherung jeder Art und Anſprüche aus einer privaten 
Kranken⸗ und Unfallverſicherung; 
3. Anſprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rückſicht auf ein früheres Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältnis gewährt werden; 
4. Anſprüche auf geſetzliche Verſorgungsbezüge ohne Rückſicht darauf, ob dieſe laufend oder in 
Form von Kapitalabfindungen gewährt werden; 
5. Anſprüche auf Renten, 
a) die auf geſetzlicher Unterhaltspflicht beruhen; 
b) die dem Steuerpflichtigen als Entſchädigung für den durch Körperverletzung oder Krank⸗ 
heit herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Erwerbsfähigkeit zuſtehen. 
Das gleiche gilt für Anſprüche auf Renten, die den Angehörigen einer in dieſer Meile 
geſchädigten Perſon auf Grund der Schädigung zujtehen; 
6. Anſprüche auf eine Kapitalabfindung, die dem Berechtigten an Stelle einer in Ziffer 5 
bezeichneten Rente zuſteht; 
7. Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, ſoweit ſie nicht im § 62 beſonders 
als zum ſonſtigen Vermögen gehörig bezeichnet ſind. 


Vierter Abſchnitt 
Geſamtvermögen 
§ 64 
Ermittlung des Geſamtvermögens 

(1) Bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen im Sinn des Vermögenſteuergeſetzes wird der Wert des 
geſamten Vermögens (Geſamtvermögen) ermittelt. 

(2) Zum Geſamtvermögen gehören nicht die Wirtſchaftsgüter, die nach den Vorſchriften des 
Vermögenſteuergeſetzes oder anderer Geſetze von der Vermögenſteuer befreit ſind. 


(3) Bei der Bewertung des Geſamtovermögens ſind die Wirtſchaftsgüter ‚für die ein Einheitswert 
feſtzuſtellen iſt, mit den feſtgeſtellten Einheitswerten anzuſetzen. 


§ 65 
Schulden und ſonſtige Abzüge 
(1) Zur Ermittlung des Werts des Geſamtvermögens ſind von dem Rohvermögen abzuziehen: 
1. Schulden, ſoweit fie nicht bereits beim Betriebsvermögen zu berückſichtigen ſind (8 59); 
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2. der Wert von Leiſtungen der im § 62 Ziffer 4 bezeichneten Art, die dem Steuerpflichtigen 
obliegen oder die auf einem Fideikommiß oder ſonſtigen gebundenen Vermögen ruhen; 

3, bei Inhabern von landwirtſchaftlichen Betrieben und gärtneriſchen Betrieben: der Überſchuß 
der laufenden Betriebseinnahmen über die laufenden Betriebsausgaben, die nach dem Tag 
entſtanden ſind, der für Umfang und Bewertung der umlaufenden Betriebsmittel maßgebend 
iſt (S 32 Abſ. 2). 

(2) Nicht abzugsfähig ſind Schulden und Laſten, ſoweit ſie in wirtſchaftlichem Zuſammenhang 
mit Wirtſchaftsgütern ſtehen, die nicht zum Vermögen im Sinn dieſes Geſetzes gehören. 


§ 66 
Zuſammenrechnung 
(1) Das Vermögen von Ehegatten wird für die Ermittlung des Geſamtvermögens zuſammen⸗ 
gerechnet, wenn fie nach 8 10 Abſ. 1 des Vermögenſteuergeſetzes zuſammen zur Vermögenſteuer zu ver⸗ 
anlagen ſind. 

(2) Das Vermögen von Eltern wird mit dem Vermögen derjenigen Kinder zuſammengerechnet, 
mit denen ſie nach 8 10 Abſ. 2 des Vermögenſteuergeſetzes zuſammen zur Vermögenſteuer zu ver⸗ 
anlagen find. 

8 67 
Zurechnung bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft wird das ganze Geſamtgut dem Vermögen des überlebenden 


Ehegatten zugerechnet, wenn dieſer nach 8 I Abſ. 1 Ziffer 1 des Vermögenſteuergeſetzes unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig iſt. | 


Fünfter Abſchnitt 
Inlandsvermögen 
8 68 
(J) Bei beſchränkt Steuerpflichtigen im Sinn des Vermögenſteuergeſetzes wird nur der Wert des 
Inlandsvermögens ermittelt. 
(2) Zum Inlandsvermögen eines beſchränkt Steuerpflichtigen gehören: 
1. das inländiſche land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen; 
2. das inländiſche Grundvermögen; 


3. das inländiſche Betriebsvermögen. Als ſolches gilt das Vermögen, das einem im Inland 
betriebenen Gewerbe dient, wenn hierfür im Inland eine Betriebſtätte unterhalten wird oder 
ein ſtändiger Vertreter beſtellt iſt; 7 

4. nicht unter Ziffer 3 fallende gewerblich genutzte Urheberrechte, die in ein inländiſches Buch 
oder Regiſter eingetragen ſind, mit Ausnahme von Urheberrechten an Werken der bildenden 
Kunſt, des Schrifttums und der Tonkunſt; 

5. Wirtſchaftsgüter, die nicht unter die Ziffern 1, 2 und 4 fallen und einem inländiſchen ge⸗ 
werblichen Betrieb überlaſſen, insbeſondere an dieſen vermietet oder verpachtet ſind; 

6. Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und andere Forderungen oder Rechte, wenn ſie 
durch inländiſchen Grundbeſitz, durch inländiſche grundſtücksgleiche Rechte oder durch Schiffe, 
die in ein inländiſches Schiffsregiſter eingetragen ſind, unmittelbar oder mittelbar geſichert 
find. Ausgenommen ſind Anleihen und Forderungen, über die Teilſchuldverſchreibungen aus⸗ 
gegeben ſind; 

7. Forderungen aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter, wenn 
der Schuldner Wohnſitz, Geſchäftsleitung oder Sitz im Inland hat. 

(3) Die Vorſchriften im § 64 Abſ. 2 und 3 find entſprechend anzuwenden. Dies gilt auch von den 
Vorſchriften im § 65, jedoch mit der Einſchränkung, daß nur die Schulden und Laſten abzuziehen ſind, 
die in wirtſchaftlichem Zuſammenhang mit dem Inlandsvermögen ſtehen. 


Dritter Teil 
Übergangsvorſchriften 
8 69 
Berückſichtigung der gegenwärtigen Zinsverhältniſſe 
Solange der übliche Zinsſatz für geſicherte langfriſtige Kredite des Satz von 4 vom Hundert noch 
weſentlich überfteigt, kann der Senat beſtimmen, von welchem Zinsſatz abweichend vom § 14 Abi. 3, 
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Abſ. 1 auszugehen iſt, und mit welcher Zahl demgemäß in den Fällen des 
6, S 31 Abſ. 2 zu vervielfachen iſt. 
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Ss 70 
Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung mit folgender Maßgabe in Kraft: 

1. Das Vermögen im Sinn des $ 19 iſt nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes erſtmalig nach 
dem Stand vom Ende des 31. Dezember 1934 zu bewerten. Als erſter Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt im Sinne des $ 21 Abſ. 2 gilt der 31. Dezember 1934, als erſter Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitraum die Zeit vom 1. Januar 1935 bis 31. Dezember 1937. Die Vorſchriften der 88 22 
und 23 gelten erſtmalig für ſolche Neufeſtſtellungen und Nachfeſtſtellungen, die nach dem 
Stand vom Ende des 31. Dezember 1935 vorzunehmen ſind. 

2. Die Verordnung betr. den Erlaß von Richtlinien gemäß § 22 der Rechtsverordnung des 
Senats über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 3. Dezember 1934 (G. Bl. 
S. 761) gilt auf Grund § 50 dieſes Geſetzes erlaſſen und bleibt in Kraft. 


Danzig, den 27. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Huth v. Wnuck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geiephlattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


